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Fußballundmehr

VON K. CEBALLOS BETANCUR

Rund eineinhalb Jahre nach dem
Nötigungs-Urteil gegenden frühe-
ren Frankfurter Polizei-Vizepräsi-
dentenWolfgangDaschner ist inei-
ner StellungnahmedesPolizeiprä-
sidiums Frankfurt am Main, die
der FR in Auszügen vorliegt, Fol-
gendes zu lesen: Der seinerzeit von
Daschnermit der Drohung beauf-
tragte Beamte habe „den Tatbe-
stand der Nötigung gem. § 240
StGB nicht erfüllt, da er den An-
tragsteller nicht rechtswidrig
durch Drohung mit einem emp-
findlichenÜbel zu einerHandlung
genötigt hat“. Anlass für die Stel-
lungnahme ist ein Prozesskosten-
hilfeantrag Gäfgens, der das Land

Hessen ineinemZivilverfahrenwe-
gen rechtswidrigen Staatshan-
delns verklagen will.

Das Frankfurter Landgericht
war im Strafverfahren zum gegen-
teiligen Schluss gekommen und
hatte beide Beamte wegen Nöti-
gung im besonders schweren Fall
respektive wegen Verleitung dazu
verurteilt.Der„FallDaschner“hat-
te zu einer kontroversen Diskus-
sion über die mögliche Zulässig-
keit von Folter geführt. Juristen
undPolitikerbewertetendieVerur-
teilungderAngeklagten imDezem-
ber2004zuGeldstrafenaufBewäh-
rung alsBekenntnis zurUnantast-
barkeit derMenschenwürde.

Das Urteil des Landgerichts
Frankfurt sei für das zivilrechtli-

che Strafverfahren „nicht bin-
dend“, heißt es in dem Papier des
Polizeipräsidiums Frankfurt am
Main weiter. Theoretisch richtig,
räumt Gäfgens Anwalt, Michael
Heuchemer, ein, „aber sehr verwe-
gen“,würden die Beamten auf die-
semWege doch „wieder ins Recht
gesetzt“. Die erneute „Rechtferti-
gung“ der gerichtlich festgestell-
ten Nötigung bezeichnet Heuche-
merals „rechtsstaatlichenSkandal
und eine gezielte Missachtung der
gesetzlichen Beschuldigtenrech-
te“.DiePressestelle desPolizeiprä-
sidiumswar amDienstagnichtbe-
reit, die Stellungnahme weiter zu
kommentieren.

Sein Mandant und er bedauer-
ten, „dass wir einen materiellen
Schadengeltendmachenmüssen“,
soHeuchemer,dieReaktionderPo-
lizei zeige aber, „wie entscheidend
dasEintreten gegenGeständniser-
zwingung weiterhin bleibt“. Sollte

Gäfgen, der 10 000 Euro Schaden-
ersatz geltend macht, mit seiner
Klage Erfolg haben, werde er das
Geld spenden.

In einem weiteren Verfahren
vor dem Europäischen Gerichts-
hof für Menschenrechte in Straß-
burg, in dem Heuchemer Gäfgen
wegenderSchmerzandrohungver-
tritt, gab die Bundesrepublik nun
eine Stellungnahme ab. Einzelhei-
ten sindbisherabernichtbekannt.

Gäfgen hatte im September
2002 den elf Jahre alten Bankiers-
sohn Jakob vonMetzler ermordet.
Bei der stundenlangen Befragung
im Polizeipräsidium weigerte er
sich,denAufenthaltsort seinesOp-
fers preiszugeben, das die Beam-
ten noch am Leben wähnten.
Daschner hatte Gäfgen daraufhin
androhen lassen, ihm unter ärztli-
cher Aufsicht Schmerzen zuzufü-
gen,unddenVorgangmiteinerAk-
tennotiz dokumentiert.

INHALT

Die Politik muss sich viel stärker
mit Glaubensfragen beschäfti-
gen, sagt Madeleine Albright.

Politik · Seiten 27–32

Bangkok·DieFußball-Weltmeister-
schaft hat offenbar einen schlech-
ten Einfluss auf die Menschen in
Thailand. Ministerpräsident Thak-
sin Shinawatra redete seinem Volk
am Dienstag ins Gewissen: „Die
Thailänder trinken zu vielwährend
derWM. IchmöchtedieThailänder
ermutigen, ihren Alkoholkonsum
zureduzierenoderdieseAngewohn-
heit ganz aufzugeben.“ Thaksin
mahnte die Fußballfans, die bevor-
stehende buddhistische Fastenzeit
einzuhalten. „Als Buddhisten soll-
ten die Thailänder die Gelegenheit
ergreifenunddenGenussvonAlko-
hol während der Fastenzeit einstel-
len“, sagte er.

AllerdingsendetdieWeltmeister-
schaft am9. Juli,unddie dreimona-
tige Fastenzeit beginnt erst einen
Tag später, so dass auch gläubige
Thailänder beim Finale noch guten
Gewissens das eine oder andere al-
koholischeGetränkzu sichnehmen
können. ap

Für die CDUwill Friedbert Pflüger
RegierenderBürgermeister
werden.DerWidersacher des
populären AmtsinhabersWowereit
kämpft umBekanntheit.

Politik · Seite 3

Der spanische Tennisspieler Rafa-
elNadalwehrt sich inWimbledon
gegenGerüchte, die ihnmit dem
Dopingskandal in seiner Heimat
inVerbindung bringen.

Sport · Seite 23

Die Frankfurter Polizei bestreitet in einem aktuellen
Papier erneut, dassMagnusGäfgen, demMörder
Jakob vonMetzlers, mit Schmerzen gedrohtwurde.
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Unabhängige Tageszeitung

Polizeiwill von Drohung gegen Gäfgen nichtsmehr wissen

JUSTIZ

DieKritik amGesundheits-
kompromiss wird schärfer.
SPD-Fraktionschef Struckwarf
KanzlerinMerkelWortbruch vor.
DieKrankenkassen halten die
vorgeseheneBeitragserhöhung für
nicht ausreichend.

Berlin · Als „sehr eigenartig“ hat
SPD-Fraktionschef Peter Struck es
bezeichnet, dass Bundeskanzlerin
AngelaMerkel (CDU) sichnichtda-
rangehaltenhabe,dasGesundheits-
system stärkerausSteuernzu finan-
zieren, wie sie mit der SPD vor der
entscheidenden Kompromiss-Sit-
zung vereinbart habe. Merkel habe
demDruckderCDU-Ministerpräsi-
denten nachgegeben. „Das darf
nicht mehr oft passieren. Das darf
eigentlich gar nicht passieren“, sag-
teStrucknacheinerSPD-Fraktions-
sitzung am Dienstag in Berlin.

Merkel verteidigte dagegen den
Gesundheitskompromiss „als das
Beste, das aus meiner Sicht tragfä-
hig ist“.Weitere Steuererhöhungen
in dieser Legislaturperiode wären

nach ihrer Überzeugung auf große
Akzeptanzprobleme gestoßen. Bei
einemAuftrittderSpitzenderKoali-
tionsparteien wertete SPD-Chef
Kurt Beck die Einigung als Beweis
für die Handlungsfähigkeit derKo-
alition. Sein CSU-Kollege Edmund
Stoiber sprach von einem „Einstieg
in eine echte Strukturreform.“ Ge-
sundheitsministerin Ulla Schmidt
(SPD) rechtfertigtediegeplanteBei-
tragserhöhungdamit, dassdieKas-
sen schuldenfrei in ein neues Sys-
tem starten müssten.

„Junge benachteiligt“

NebenderOppositionundderWirt-
schaft gingen auch Mitglieder der
Regierungsparteien auf Distanz zu
den Beschlüssen. SPD-Vorstands-
mitglied Niels Annen bemängelte,
der Einstieg in die Steuerfinanzie-
rung des Gesundheitswesens falle
zu schwach aus. Mehrere Nach-
wuchspolitiker der Union rügten,
die Reform benachteilige die junge
Generation. „Von einem Erfolg
kann keine Rede sein, weil weder

WettbewerbnochSparsamkeitLeit-
linien der Reform sind“, sagte der
Vorsitzende der JungenUnion, Phi-
lipp Mißfelder. Nach Ansicht von
Grünen-Chef Reinhard Bütikofer
kommenaufdieVersichertenwach-
sende Belastungen zu.

Die Spitzenverbände der Kran-
kenkassen warfen der Koalition
vor, „ihreHandlungsunfähigkeit zu
kaschieren“.Die vonMerkel fürAn-
fang 2007 angekündigten Beitrags-
satzsteigerungen um rund 0,5 Pro-
zentpunkte reichten nicht aus, um
die Finanznot der Kassen zu behe-
ben. Die „Untätigkeit“ koste die ge-
setzlich Versicherten „Milliarden“.

Der Sozialethiker Friedhelm
Hengsbachwarf derKoalition in ei-
nem Beitrag für die FR vor,mit der
Gesundheitsreform das Gerechtig-
keitsrisiko in der Gesellschaft zu
vergrößern. Die Wohlhabenden
und gesundheitlich Starken könn-
ten sich„weiterhinausdererwerbs-
wirtschaftlichenSolidaritätausklin-
ken“. T.Kröter, M.Bergius
Seiten 2 und 5; Kommentar Seite 3

Die großeKoalitionwill den Zugriff
der Geheimdienste aufDaten
erweitern.Opposition und
Bürgerrechtler sehen darin einen
Verstoß gegen das Grundgesetz.

Frankfurta.M. ·DieGeheimdiens-
te sollen nach dem Willen der gro-
ßen Koalition künftig verstärkt auf
Fluggast-,Konten-undTelekommu-
nikationsdaten zugreifen können.
Das soll nicht nur bei der Abwehr
von Terror möglich sein, sondern
auch, um „verfassungsfeindliche
Bestrebungen im Inland“ aufzuklä-
ren, „die die Bereitschaft zur An-
wendung von Gewalt fördern“. Da-
bei sollen sie unter anderem den
„Imsi-Catcher“ zur Identifikation
vonMobiltelefonen einsetzen.

Mit dieser Ergänzung des Terro-
rismusbekämpfungsgesetzes vom
Januar 2002will dieKoalition nach
den Worten von SPD-Innenpoliti-
ker DieterWiefelspütz „Lücken im
Anti-Terror-Kampf“ schließen. Im
extremistischen Spektrum gebe es
„einige intellektuelle Täter“, die ei-
ne„BrückezumTerrorismus“bilde-
ten, sagte er der FR. Als Beispiele
nannte Wiefelspütz Rechtsextre-
misten, die zu Gewalt aufhetzten,
und islamistische Hassprediger.

Diese Täter würden vom Terroris-
musbekämpfungsgesetz bislang
nicht erfasst, sagte Wiefelspütz.
Deshalb müssten die Befugnisse
von Verfassungsschutz, Bundes-
nachrichtendienst (BND)undMili-
tärischem Abschirmdienst „maß-
voll“ erweitert werden.

DieOpposition sieht dagegen ei-
ne massive Beschneidung der
Grundrechte sowie eine Erosion
der Grenzen zwischen Geheim-
diensten und Polizei.Die Befugnis-
sederDienstewürden„insUferlose
ausgeweitet“, sagte der Grünen-

Rechtsexperte Wolfgang Wieland
derFR. Instrumente,die zurTerror-
abwehrgedachtgewesen seien,wür-
den zum „allgemeinen Instrumen-
tarium“.DerGrünen-Innenexperte
Volker Beck sagte, damit stelle man
die Akzeptanz der Bevölkerung für
Grundrechtseingriffe aufs Spiel.
Was bei derAbwehr vonTerror ver-
hältnismäßig sei, dürfe nicht gegen
verfassungsfeindliche Bestrebun-
gen eingesetzt werden, die „hin-
sichtlich ihrerGefährlichkeit inkei-
nerWeise vergleichbar sind“.

AuchderFDP-InnenexperteMax
Stadler rügte: „Die Verhältnismä-
ßigkeit derMittel ist nichtmehr ge-
wahrt.“ Die Einschnitte in die
Grundrechte würden „immer tie-
fer“.Wolfgang Neskovic, Rechtsex-
pertederLinkspartei, sagte,diePlä-
ne seien „einweiterer Schritt in den
Überwachungsstaat und ein erneu-
ter Angriff auf das Grundgesetz“.

Die Humanistische Union
sprach von einer „Ohrfeige für alle
Parlamentarier“, die sich um die
AufklärungderBND-Affärebemüh-
ten. Es verhöhne den Rechtsstaat,
Befugnisse von Geheimdiensten
auszudehnen, die sich nicht an Ge-
setze hielten. Karin Dalka
Kommentar Seite 3

Luxemburg hat einMuseum für
zeitgenössischeKunst erhalten,
das „Mudam“. Architekt ist
IeohMing Pei.Der 89-jährige
Sinoamerikaner istweltweit einer
der großen Baukünstler.
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Ein von Ex-Schachweltmeister
Garry Kasparow organisiertes
Treffen russischer Menschen-
rechtlermit Vertretern der
G-8-Staaten ärgert Russlands Prä-
sident Wladimir Putin gewaltig.

Politik · Seite 6

Die Landesregierungwird in der
nächstenWoche verkünden,
welcheKonsequenzen sie aus der
Föderalismusreform zieht.
Dazu zählen auch Änderungen
beim Beamtenrecht.

Region · Seite 14

Diemeisten Bundesländerwollen
den Einzelhändlern künftig
erlauben, vonMontag bis Sonntag
24 Stunden zu öffnen.Nur das
Saarlandwill die bestehenden
Ladenöffnungszeiten beibehalten.

Wirtschaft · Seite 11

STELLEN: 114Anzeigen
AUTOS: 235Anzeigen
IMMOBILIEN: 550Anzeigen

New York · Der US-Geheimdienst
CIAhat laut einem Zeitungsbericht
eine interneAbteilung geschlossen,
die jahrelangfürdie JagdaufEl-Kai-
da-Chef Osama bin Laden zustän-
digwar. Das Referatmit demDeck-
namen„AlecStation“seibereitsEn-
de 2005 aufgelöstworden, berichte-
tedieNewYorkTimes amDienstag.

Gewährsleuten zufolge beruht
die Aufgabe von „Alec Station“ auf
der Annahme, dass El Kaida nicht
mehr so hierarchisch strukturiert
istwie früher. Außerdem bereiteten
dem Geheimdienst zunehmend
Gruppierungen Sorgen, die in An-
lehnung an das Terrornetzwerk,
aber unabhängig von bin Laden
und dessen Stellvertreter Ajman al
Sawahri Anschläge ausführten.Die
Suche nach bin Laden und seinen
Vertretern sei weiterhin enorm
wichtig,heißtes indemArtikelwei-
ter.DieCIAkönne jedoch erfolgrei-
cher arbeiten, wenn sie sich auf re-
gionaleEntwicklungen konzentrie-
re stattauf einzelneOrganisationen
oder Personen. ap

8 Das „Terrorismusbekämp-
fungsgesetz“ von 2002 war

eineReaktion auf die Anschläge
vom 11. September 2001.
8 Das Paket, das aus Änderun-
gen von 21 Einzelgesetzen und
Verordnungen besteht,
erweiterte die Eingriffsrechte
derGeheimdienste erheblich.
8 Die befristeten Regelungen,
die Ende 2006 auslaufen,
sollen nach demWillen der
Koaltion erweitert und um fünf
Jahre verlängert werden. dac

Sind Flüchtlinge aus Afrika
erst in Italien gelandet,
erleben sie dort nurWillkür.

Dokumentation · Seite 7

Pflüger inBerlin

Nadalwehrt sich

ÜBERBLICK

Struck sieht SPD vonMerkel getrogen
Gesundheitsreform stößt auf großesMissfallen / Steuerfinanzierung „zu schwach“

Terrorabwehr

CIA organisiert Jagd

auf bin Laden neu

GESETZ

DIE ECKE

Der ehemalige Frankfurter Polizei-
Vize,WolfgangDaschner.

NachAblauf eines Ultimatums
bleibt das Schicksal des von Palästi-
nensern entführten israelischen
Soldaten ungewiss.

Gaza · Die Kidnapper brachen am
Dienstag Kontakte zu ägyptischen
Vermittlern abund erklärten, keine
Informationen mehr über den Zu-
stand des Verschleppten zu über-
mitteln. Ein Sprecher der „Islami-
schen Armee“, die an der Entfüh-
rungvormehralseinerWochebetei-
ligt war, betonte jedoch,manwerde
Gilad Schalit nicht töten, weil dies
mit den Gesetzen des Islams unver-
einbar sei. Israelische Panzer dran-
genunterdessen tiefer indennördli-
chen Gazastreifen vor.

Der israelische Ministerpräsi-
dent Ehud Olmert bekräftigte nach
einemBesuchinderGrenzstadtSde-
rot, IsraelwerdeErpressungsversu-
chen nicht nachgeben. Ein Ultima-
tum der Entführer war am Morgen
abgelaufen. Gemäß der Forderung
derEntführer sollte Israel bis dahin
rund1400palästinensischeHäftlin-

ge freilassen.Erhabe die Streitkräf-
te angewiesen, gegen „Terroristen,
diejenigen, die sie geschickt haben,
und diejenigen, die sie finanzie-
ren“, vorzugehen, sagte Olmert.

Die palästinensischen Entführer
erklärten, Grund für den Abbruch
vonGesprächenmitVermittlern sei
die israelische Haltung, nicht auf
Forderungen einzugehen, wie Osa-
ma Musini, ein Anführer der radi-
kal-islamischen Hamas, sagte. Un-
ter Führung des militärischen
ArmsderHamaswarder Soldat aus
einem Grenzposten verschleppt
worden. Der zur Hamas gehörende
Ministerpräsident Ismail Hanija
forderte verstärkte Anstrengungen
für eine diplomatische Lösung.

Olmert schloss Verhandlungen
über eine Freilassung Schalits er-
neut aus. Niemand solle glauben,
dass sich Israel von Kidnappern in
die Knie zwingen lasse. Ein Regie-
rungssprecher erklärte, der am 25.
Juni verschleppte Schalit sei ver-
letzt, aber noch am Leben. dpa/ap
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GroßeBaukunst

Kasparows Gegengipfel
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Änderungen für Beamte
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Einkaufen ohne Limit
Trauer um die OpferKoalitionweitet

Datenschnüffelei aus
Mehr Befugnisse für Geheimdienste geplant /Opposition ist empört

Trockenzeit
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Geisel-Schicksal offen
Palästinensische Kidnapper brechen Kontakte ab

Göttlicher Einfluss

Tausende Spanier haben amDienstag landesweit der
Opfer desU-Bahn-Unglücks in Valencia gedacht. Tags
zuvor waren 41Menschen gestorben, nach dem der

Zug doppelt so schnell fuhr wie erlaubt. Das ergab die
Auswertung der Zugdaten. bild: m.dunham/ap
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